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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Ingomar Hauchler, Brigitte Adler, Rudolf 
Bindig, Dr. Herta Däubler-Gmelin, Freimut Duve, Gabriele Fograscher, Günter Graf 
(Friesoythe), Hans-Joachim Hacker, Alfred Hartenbach, Reinhold Hemker, Dr. Uwe 
Jens, Hans-Peter Kemper, Thomas Krüger, Eckart Kuhlwein, Konrad Kunick, 
Christoph Matschie, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Christian Müller (Zittau), Volker 
Neumann (Bramsche), Dr. Eckhart Pick, Bernd Reuter, Reinhold Robbe, Otto Schily, 
Dieter Schloten, Dagmar Schmidt (Meschede), Gisela Schröter, Dr. Mathias 
Schubert, Richard Schuhmann (Delitzsch), Dr. R. Werner Schuster, Rolf Schwanitz, 
Johannes Singer, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, Margitta Terborg, Uta Titze- 
Stecher, Adelheid Tröscher, Siegfried Vergin, Gert Weisskirchen (Wiesloch) 

— Drucksache 13/8143 — 


Umsetzung der Beschlüsse der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung zur Korruptionsbekämpfung in der Entwicklungszusammenarbeit 


Korruption bedeutet für Entwicklungsländer ein schwerwiegendes Ent- 
wicklungshemmnis. Durch korruptive Praktiken werden Bemühungen 
um „good govemance" untergraben und öffentliche und private Mittel 
der Entwicklungszusammenarbeit verschwendet. Durch Korruption in 
der Entwicklungszusammenarbeit wird außerdem deren Glaubwürdig- 
keit angegriffen. Damit werden auch die Anstrengimgen all derjenigen 
diskreditiert, die sich im Rahmen der Entwücklungspolitik für eine nach- 
haltige Entwicklung einsetzen. 

Es ist bekannt, daß die Geber von Entwicklungshilfe trotz KontroUver- 
fahren nicht gegen korruptive Praktiken gefeit sind. Korruptionsgefahr 
gruppiert sich vor allem um Beschaffungsverfahren. Auch Entwick- 
lungshilfegeber können in Bestechung, überzogene Provisionen, über- 
höhte oder untertriebene Rechnungen, Fälschung von Dokumenten oder 
Lieferung geringerer Mengen als vereinbart verwickelt sein. 

Um diesen Gefahren zu begegnen, haben im Mai 1996 die im Deve- 
lopment Assistant Committee (DAC) der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) zusammengekommenen 
Entwicklungsminister der OECD beschlossen, Maßnahmen gegen Kor- 
ruption bei mit öffentlichen Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit 
finanzierten Beschaffungsverfahren zu ergreifen. Der DAC empfahl den 
Mitgliedstaaten, die jeweils vorgesehenen Antikorruptionsbestimmun- 
gen zu implementieren und auf internationale Organisationen ein- 
zuwirken, um dort Antikorruptionsbestimmungen voranzutreiben. Es 
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wurde beschlossen, nach einem Jahr über die erreichten Fortschritte zu 
berichten. 

Die Bundesregierung hatte sich im einzelnen verpflichtet, den Kampf 
gegen Korruption zu einem wichtigen Bestandteil ihres Politikdialogs im 
Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit zu machen. Stark korrupte 
Regierungen und Verwaltungen sollten keine öffentlichen Entwick- 
lungsgelder mehr erhalten. 

Außerdem verpflichtete sich die Bundesregierung, im Licht der DAC- 
Empfehlungen und der Erfahrungen anderer Geberstaaten ihre vertrag- 
lichen Vereinbarungen im Rahmen der finanziellen Zusammenarbeit zu 
überprüfen. Schließlich wollte die Bimdesregierung dafür Sorge tragen, 
daß die Durchführungsorganisationen der Entwicklungszusammenar- 
beit (EZ) in den Entwicklimgsländern bessere Wege zur Bekämpfimg der 
Korruption bei Vertragsabschlüssen finden. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung allgemein die Folgen der Korrup- 
tion in Entwicklungsländern? 


Korruption führt zur Verschwendung von Steuergeldern, lähmt 
die öffentliche Verwaltung, treibt die Kosten der Privatwirtschaft 
in die Höhe und untergräbt das Vertrauen der Bevölkerung in die 
Regierung. Korruption ist somit ein schwerwiegendes Hemmnis 
für eine nachhaltige wirtschaftliche und soziale Entwicklung. 


2. Welches Ausmaß hat nach Kenntnis bzw. nach Schätzung der Bun- 
desregierung Korruption in Entwicklungsländern? 

In welchen Umfang werden nach Kenntnis bzw. nach Schätzung der 
Bundesregierung Mittel der EZ durch korruptive Praktiken zweck- 
entfremdet? 


Verläßliche Zahlen über das Ausmaß von Korruption in Entwick- 
lungsländern hegen der Bundesregierung nicht vor. 

Die Zweckentfremdung von Mitteln der EZ durch korruptive 
Praktiken wird durch strenge Schutz- und KontroUmechanismen 
verhindert (siehe auch Antwort zu Frage 4). 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Empfehlung des DAC vom 
Mai 1996? 

Wie beurteilt sie insbesondere die Empfehlung, Antikomiptions- 
klauseln in die Beschaffungsverfahren der EZ aufzunehmen? 


Die Bundesregierung unterstützt die Empfehlung des DAC vom 
Mai 1996. 


4. Welche Strategien zur Bekämpfung der Korruption verfolgt die Bun- 
desregierung im Rahmen der EZ? 

Welche Bestimmungen zur Eindämmung von Korruption gibt es bis- 
her? 

Welche Neuerungen sind im einzelnen geplant? 

Wann sollen diese umgesetzt werden? 


Die Bundesregierung hat zahlreiche Schutz- und KontroU- 
mechanismen implementiert, um Korruption bei der Verwendung 
von EZ-Mitteln vorzubeugen: 
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— Mittel der EZ werden niemals bar ausgezahlt, sind an Projekte 
oder Programme gebunden und werden nur bei Vorlage von 
Verwendungsnachweisen erstattet. 

— Lieferungen und Leistungen der EZ sind vom Darlehensneh- 
mer, Empfänger oder Projektträger grundsätzlich öffentlich 
auszuschreiben. 

— Die Ordnungsmäßigkeit des Vergabeverfahrens und die kor- 
rekte Mittelverwendung wird mehrfach sowohl in Deutschland 
als auch vor Ort überprüft: unter anderem durch die Durch- 
führungsorganisationen Gesellschaft für Technische Zusam- 
menarbeit und Kreditanstalt für Wiederaufbau, die Vorprüf- 
stelle im BMZ, den Bundesrechnungshof, das Parlament und im 
Rahmen von Evaluierungen. 

Darüber hinaus berücksichtigt die Bundesregierung bereits bei 
der Beurteilung der Rahmenbedingungen in Entwicklungslän- 
dern die Bekämpfung der Korruption als einen wesentlichen 
Indikator der Entwicklungsorientierung staathchen Handelns. Die 
Beurteilung der Rahmenbedingungen ist Grundlage des entwick- 
lungspohtischen Dialogs und kann zur Einschränkung oder im 
äußersten Falle zur Suspendierung von Zusagen führen. 

Zusätzlich fördert die Bundesregierung gezielt Maßnahmen zur 
Verwaltungsreform, Einführung von Rechenschaftspflichten bei 
der Verwendung des Staatshaushalts, Entbürokratisierung und 
Dezentralisierung sowie Vorhaben der Rechtsreform und Justiz- 
reform, um die Schutzmechanismen gegen Korruption in den 
Entwicklungsländern zu stärken. 

(Zu geplanten Neuerungen siehe Antwort zu Frage 5.) 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Mai 1996 unter- 
nommen, um Korruption in der Entwicklungszusammenarbeit zu be- 
kämpfen? 


Die Bundesregierung hat die Empfehlung der OECD zum Anlaß 
genommen, die bestehenden Schutzmechanismen in der deut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit erneut zu überprüfen. Die 
Notwendigkeit weiterer Schritte zur noch intensiveren Kontrolle 
der Ausschreibungsverfahren wird zur Zeit gemeinsam mit den 
Durchführungsorganisationen erörtert. 

Die Bundesregierung wird außerdem eine Klausel in die Proto- 
kolle der EZ-Regierungsverhandlungen aufnehmen, in der sich 
beide Regierungen verpflichten, Korruption in ihren Ländern 
grundsätzlich vorzubeugen und möglicherweise bestehende Ge- 
legenheiten zu korrupten Praktiken in der Entwicklungszusam- 
menarbeit auszuschheßen. Diese Vereinbarung umfaßt alle For- 
men der Entwicklungszusammenarbeit und geht somit über die 
finanzielle Zusammenarbeit hinaus. 


6. Was hat die Bundesregierung im Mai 1997 dem DAC der OECD be- 
richtet? 
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Was haben die anderen Mitgliedstaaten der OECD im Mai 1997 über 
ihre Ums etzungs erfolge zur Bekämpfung der Korruption in der EZ 
berichtet? 


Die Bundesregierung hat die OECD über die in den Antworten zu 
Fragen 4 und 5 beschriebenen Initiativen und Überlegungen un- 
terrichtet. 

Die Zusammenfassung der Antworten der übrigen OECD-Mit- 
gliedstaaten ergibt sich aus der beigefügten OECD-Information 
vom 6. Mai 1997. Die deutsche Entscheidung über die Aufnahme 
einer Antikorruptionsklausel in die Protokolle der EZ-Regie- 
rungsverhandlungen wurde im Juni 1997 getroffen und konnte 
daher in der OECD-Information noch nicht berücksichtigt werden. 


7. Warum hatte sich die Bundesregierung bisher nicht, wie beispiels- 
weise Austrahen, Kanada, Dänemark, Itahen, die Niederlande, Neu- 
seeland, Norwegen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz, 
Großbritannien und die USA verpflichtet, eine Antikorruptions - 
klausel in alle Verträge der EZ aufzunehmen? 


Die in der Antwort zu Frage 4 dargestellten Schutzmechanismen 
bieten bereits heute ausreichende Vorkehrungen und Sank- 
tionsmöglichkeiten gegen korruptive Praktiken in der Entwick- 
lungszusammenarbeit. Die auf Empfehlung der OECD einge- 
führte zusätzliche Antikorruptionsklausel in den Protokollen der 
EZ-Regierungsverhandlungen ergänzt diesen Schutz. 


8. Wurde bereits die Entwicklungszusammenarbeit mit einem Partner- 
land wegen Korruption eingestellt? 

Wenn ja, in welchen Fällen? 


Korruptionsfreiheit stellt einen Indikator zur Bewertung der Ent- 
wicklungsorientierung staatlichen Handelns dar. Die Entschei- 
dung über Art und Umfang der Entwicklungszusammenarbeit mit 
einem Partnerland ist jedoch abhängig von der Gesamtbetrach- 
tung aller Kriterien. Korruption spielt daher überall, wo sie fest- 
stellbar ist, eine Rolle, ohne aber alleine für entwicklungspoli- 
tische Entscheidungen ausschlaggebend zu sein. 


9. Gibt es Fälle, in denen aufgrund von nachgewiesener Korruption 
Verträge der Entwicklungszusammenarbeit, insbesondere im Be- 
schaffungswesen, annuUiert wurden? 

Wenn ja, welche? 

Wenn nein, hegt das nach Ansicht der Bundesregierung, daran, daß 
es keine korruptiven Praktiken im Bereich der EZ gibt? 


Annulherungen von Verträgen der Entwicklungszusammenarbeit 
aufgrund von nachgewiesener Korruption hat es nicht gegeben. 
Zu den KontroU- und Schutzmechanismen zur Vorbeugung von 
Korruption wird auf die übrigen Antworten verwiesen. 
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Anlage 

DCD/DAC(97)5/REVl/CORRl 

THE DAC RECOMMENDATION ON ANTI-CORRUPTION 
PROPOSALS FOR AID-FUNDED PROCUREMENT: 

REPORT ON FOLLOW-UP ACTIONS BY MEMBERS 

Paragraphs 6 and 7 should now read as follows: 

II. Members' actions to implement the 1996 Recommendation 

6. The Recommendation called on Members, in co-operation with 
recipient countries and the international development institutions, 
to introduce or require anti-coiruption provisions governing aid- 
funded procurement. 

7. Members' actions to follow-up the Recommendation can be 
grouped as follows (full details of Members' actions are given in 
Annex 2): 

— Introductions/strengthening of anti-corruption provisions: The 
foUowing 18 Members have introduced or are about to in- 
troduce expücit anti-corruption clauses or strengthen existing 
similar provisions: Australia, Canada, CEC, Denmark, France, 
Finland, Italy, Japan, Luxembourg, the Netherlands, New Zea- 
land, Norway, Portugal, Spain, Sweden, Switzerland, the Uni- 
ted Kingdom and the United States. In many cases the clauses 
are new and are based on the "model clause" previously consi- 
dered by the DAC. 

— Currently reviewing positions: The remaining 4 Members 
(Austria, Belgium, Germany, a^d Ireland) are currently revie- 
wing their positions in their efforts to tackle corruption effecti- 
vely and to give effect to the Recommendation. The positions 
expressed by these Members are also covered in Annex 2. 


Given the wide ränge of rules of Operation related to aid funded pro- 
currement which exist in Member countries, the anti-corruption clau- 
ses and other provisions adopted naturally differ among Members. 
However, they all share the purpose of giving a clear Signal that cor- 
ruption will not be tolerated. In many cases, Members have indicated 
that the clauses will be inserted systematically in a ränge of docu- 
mentation (contracts, agreements, memoranda of understanding), 
and will be mandatory. 
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